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Zuerst wünschen wir alle unseren Mandanten und deren 
Familien ein gutes neues Jahr, Gesundheit, Glück und 
Erfolg. 
 
 
Auch zum Jahreswechsel 2017/2018 möchten wir Sie wieder über wichtige steuerliche 
Themen und Neuerungen informieren. 
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1. Dauerbrenner: Das ordnungsgemäße Fahrtenbuch 

Ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

Um steuerliche Nachteile zu vermeiden, ist die Führung von ordnungsgemäßen 

Fahrtenbüchern anzuraten. Das Fahrtenbuch dient dem Nachweis des Privatanteils an der 

Gesamtfahrleistung. So kann beispielsweise die oft teure 1  %-Regelung zur Besteuerung des 

privaten Nutzungsanteils vermieden werden. 

 
Anforderungen an das Fahrtenbuch 

Das Fahrtenbuch muss für das gesamte Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr lückenlos und 

fehlerfrei geführt werden. Ein Fahrtenbuch muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

 Benennung des Fahrzeugs und amtliches Kennzeichen 

 Datum jeder Fahrt 

 Kilometerstand zu Beginn und Ende jeder einzelnen Fahrt 

 Nur bei betrieblichen/geschäftlichen Fahrten (nicht bei privaten Fahrten): 

o Reiseziel (Ort, Straße, Hausnummer) 

o Reisezweck 

o aufgesuchte Geschäftspartner 

Zudem setzt die Anerkennung des Fahrtenbuchs voraus, dass dieses fortlaufend und zeitnah 

geführt und im Original vorgelegt wird. Auch ein späterer Übertrag von Rohaufzeichnungen 

wäre schädlich, wenn der Übertrag nicht zeitnah erfolgt. 

Fehlen z.B. die Angaben über die Kilometerstände des Fahrzeuges bei Beginn und Ende der 

betrieblich veranlassten Fahrt oder werden die Eintragungen nur einmal im Monat 

vorgenommen, so ist das Fahrtenbuch nicht ordnungsgemäß. 

 
Geschlossene Form 

Der Privatanteil an der Gesamtfahrleistung ist zu versteuern. Diesen Anteil zu dokumentieren 

ist Zweck des Fahrtenbuchs. Der BFH fordert daher, dass diese Aufzeichnungen eine 

hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und mit vertretbarem 

Aufwand auf ihre materielle Richtigkeit hin überprüfbar sein müssen. Dies ist nur zu 

erreichen, wenn das Fahrtenbuch in einer äußerlich geschlossenen Form geführt wird. 

Aufzeichnungen auf losen Blattsammlungen sind nicht zulässig. 

 
Elektronisches Fahrtenbuch 

Ein elektronisches Fahrtenbuch ist anzuerkennen, wenn sich daraus dieselben Erkenntnisse 

wie aus einem handschriftlich geführten Fahrtenbuch gewinnen lassen. Bei elektronischen 

Fahrtenbüchern müssen nachträgliche Veränderungen der aufgezeichneten Angaben technisch 

ausgeschlossen sein. Wenn dies nicht möglich ist, müssen die Änderungen und Ergänzungen 

dokumentiert werden. 

 

Bei elektronischen Fahrtenbüchern sind i.d.R. folgende Angaben nachzutragen oder zu 

korrigieren: 

 Hausnummer 

 Geschäftspartner 

 Fahrtanlass 
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Diese Nachträge müssen aber zeitnah erfolgen. 

Es bestehen nach Ansicht der Finanzverwaltung keine Bedenken, ein elektronisches 

Fahrtenbuch, in dem alle Fahrten automatisch bei Beendigung jeder Fahrt mit Datum, 

Kilometerstand und Fahrtziel erfasst werden, jedenfalls dann als zeitnah geführt anzusehen, 

wenn der Fahrer den dienstlichen Fahrtanlass innerhalb eines Zeitraums von bis zu sieben 

Kalendertagen nach Abschluss der jeweiligen Fahrt in einem Webportal einträgt und die 

übrigen Fahrten dem privaten Bereich zugeordnet werden. 

 
Mehrere Fahrzeuge 

Werden mehrere Fahrzeuge für private und betriebliche Fahrten genutzt, so ist für jedes 

Fahrzeug separat der private Nutzungsanteil zu ermitteln. Wird also nur für einzelne 

Fahrzeuge ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt, so ist für die anderen die sog. 1 %-

Regelung anzuwenden.  

Faktisch ergeben sich somit Gestaltungsmöglichkeiten. Beispielsweise kann es sinnvoll sein, 

für das abgeschriebene Fahrzeug die Fahrtenbuchmethode und für das Neufahrzeug (bei sehr 

hohem Privatanteil) die sog. 1 %-Methode anzuwenden. 

 
Unterjähriger Wechsel der Methode 

Ob für ein Fahrzeug die Fahrtenbuchmethode angewendet und damit ein Fahrtenbuch geführt 

werden soll, ist zu Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres neu zu entscheiden. Ein unterjähriger 

Wechsel der Methoden (z.B. 1 %-Regelung in Urlaubszeit, da viele Privatfahrten) ist nicht 

zulässig. Soll erstmals ein Fahrtenbuch geführt werden, ist dies (bei kalenderjahrgleichem 

Wirtschaftsjahr) stets ab 01. Januar zu tun. 

Bei unterjährigem Fahrzeugwechsel (z.B. neuer Firmenwagen) kann aber natürlich ab Beginn 

der Nutzung ein Fahrtenbuch geführt werden. Hier muss nicht bis zum Beginn des nächsten 

Wirtschaftsjahres gewartet werden. 

Tipp: 

Wenn Sie bisher kein Fahrtenbuch führen, bietet sich der Jahreswechsel an, diese 

Entscheidung zu überdenken. Außerdem lässt sich der Vorsatz, es zu schaffen, das 

Fahrtenbuch das ganze Jahr über ordnungsgemäß und gewissenhaft zu führen, gut in das 

Bündel der guten Vorsätze zum neuen Jahr aufnehmen. 

 
Häufige Beanstandungen seitens der Finanzverwaltung, mit der Folge 
Nichtanerkennung 

 Eintragungen wurden nicht zeitnah vorgenommen. Als Indiz hierfür gelten z.B.: 

o Durchgängig einheitliches, makellos sauberes Schriftbild 

o Keine Eselsohren bzw. verwischte Einträge 

o Keine Beschädigungen bzw. Verschmutzungen 

 Materielle Fehler im Fahrtenbuch. Hierzu zählen z.B.: 

o Der Kilometerstand lt. Fahrtenbuch stimmt nicht mit Kilometerstand lt. 

Werkstattrechnung überein 

o An einem Kalendertag aufgesuchter Ort lt. Fahrtenbuch passt nicht zu 

aufgesuchter Tankstelle lt. Tankbeleg 

o Andere Belege über Barzahlungen (z.B. Bewirtungskosten) passen nicht zu 

aufgesuchten Orten lt. Fahrtenbuch 
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 Das Fahrtenbuch wird elektronisch geführt, ohne die o.g. Anforderungen zu erfüllen 

(z.B. Excel-Fahrtenbuch) 

Aktuelles Urteil des FG Rheinland-Pfalz (Maserati-Fahrer) 

Dass im Nachhinein erstellte bzw. nicht ordnungsgemäße Fahrtenbücher seitens der 

Finanzverwaltung häufig „entdeckt“ und steuerlich nicht erkannt werden, zeigt ein aktuelles 

Urteil des FG Rheinland-Pfalz. Es handelte sich in dem Fall aber auch um sehr auffällige 

Mängel. 

Ein Geschäftsführer einer GmbH fuhr als Firmenwagen einen Maserati. Um der Besteuerung 

der privaten Kfz-Nutzung i.H.v. monatlich 1 % des Inlandsbruttolistenneuwagenpreises zu 

entgehen, legte er dem Finanzamt ein Fahrtenbuch vor. Dieses wurde jedoch aus folgenden 

(nachvollziehbaren) Gründen weder vom Finanzamt noch vom Finanzgericht für 

ordnungsgemäß befunden: 

 Das Formularbuch, in welches die einzelnen Fahrten eingetragen worden sind, war 

erst nach den betroffenen Streitjahren in den Handel gekommen. 

 Bei den einzelnen Fahrteinträgen fehlten oft konkrete Angaben zum Ziel und/oder 

Zweck einer Fahrt. 

 Einige Fahrten konnten nicht stattgefunden haben, weil der Maserati zum fraglichen 

Zeitpunkt nachweislich in der Werkstatt war. 

 Einige Fahrten wurden lt. Fahrtenbuch zu einem Zeitpunkt durchgeführt, zu dem der 

Maserati bereits verkauft war. 

 

2. Kassennachschau ab 01.01.2018 

Was ist die Kassennachschau? 

Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen hat der 

Gesetzgeber bereits Ende 2016 die Rechte der Finanzverwaltung gestärkt und ihr das 

Instrument der „Kassennachschau“ in die Hand gegeben. Die Neuregelung ist ab dem 

01.01.2018 anzuwenden und betrifft vor allem bargeldintensive Betriebe wie z.B. Gaststätten, 

Cafés, Bäckereien, Metzgereien, Einzelhändler und Friseur-Salons. Durch die 

Gesetzesänderung soll es dem Fiskus erleichtert werden, die Ordnungsmäßigkeit der 

Kassenführung und damit letztlich die Vollständigkeit von Bareinnahmen zu überprüfen.  

Die Kassennachschau erlaubt es zu diesem Zweck den hierfür zuständigen Beamten der 

Finanzverwaltung ohne vorherige Ankündigung, während der üblichen Geschäfts- und 

Arbeitszeiten die Geschäftsgrundstücke oder Geschäftsräume von Steuerpflichtigen zu 

betreten, um dort vor Ort Sachverhalte festzustellen, die für die Besteuerung erheblich sein 

können. 

 

Hinweis: 

Die Regelungen gelten unabhängig davon, ob Sie eine elektronische Registrierkasse oder eine 

Schubladenkasse bzw. sog. „offene Ladenkasse“ verwenden. 
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Potentieller Ablauf einer Kassennachschau? 

Da die Kassennachschau innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten stattfinden 

muss, ist nicht damit zu rechnen, dass die Beamten die Betriebsinhaber früh morgens aus dem 

Bett klingeln oder noch lange nach Geschäftsschluss am späten Abend zur Prüfung 

erscheinen. Was jedoch genau die üblichen Geschäftszeiten sind, ist abhängig von der 

jeweiligen Branche. Bei vielen betroffenen Betrieben kommt daher z.B. auch samstags eine 

Kassennachschau in Betracht. 

Die von der Kassennachschau Betroffenen haben dem Betriebsprüfer auf Verlangen 

grundsätzlich Aufzeichnungen, Bücher sowie die für die Kassenführung erheblichen 

sonstigen Organisationsunterlagen (z.B. Bedienungsanleitungen, Verfahrensdokumentation 

…) über die der Kassennachschau unterliegenden Sachverhalte und Zeiträume vorzulegen. 

Außerdem müssen Auskünfte erteilt werden. Dies gilt auch für elektronische Daten einer 

Registrierkasse. Auch sie müssen dem Betriebsprüfer zur Verfügung gestellt werden. 

 
Was darf der Betriebsprüfer? Was darf er nicht? 

Der Prüfer darf wie dargestellt, die Geschäftsräume betreten und die Vorlage bestimmter 

Unterlagen zur Kassenprüfung verlangen. Dies gilt auch für die Durchführung eines 

Kassensturzes. Hierzu ist jedoch stets erforderlich, dass sich der Betriebsprüfer durch Vorlage 

seines Dienstausweises legitimiert. 

Eine Beobachtung der Kassen und ihrer Handhabung in den Geschäftsräumen, die der 

Öffentlichkeit  zugänglich (z.B. Gastraum einer Gaststätte) sind, ist aber ohne Pflicht zur 

Vorlage eines Ausweises zulässig. Dies gilt z.B. auch für Testkäufe. Der Betriebsprüfer darf 

also auch „verdeckte Ermittlungen“ vornehmen. Die Kassennachschau gewährt der 

Finanzverwaltung aber kein Durchsuchungsrecht. 

Hinweis: 

Wohnräume dürfen von den Beamten der Kassennachschau gegen den Willen des Inhabers 

grundsätzlich nicht betreten werden. Eine Ausnahme gilt nur bei Verhütung dringender 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. 

 
Welche Folgen ergeben sich bei festgestellten Mängeln in der Kassenführung? 

Wenn die bei der Kassennachschau getroffenen Feststellungen hierzu Anlass geben, kann 

ohne vorherige Prüfungsanordnung zu einer  „regulären“ Betriebsprüfung übergegangen 

werden. Auf den Übergang zur Außenprüfung ist schriftlich hinzuweisen. 

Die anschließende Betriebsprüfung kann sich auf sämtliche Steuerarten beziehen. Sie führt 

bei gravierenden formellen Fehlern oder bei materiellen Fehlern in der Kassenführung meist 

zu erheblichen Zuschätzungen und damit Mehrsteuern. 

 
Hilfreiche Verhaltensregeln 

Betroffene einer Kassennachschau sind keine Beschuldigte im Strafverfahren sondern zur 

Mitwirkung verpflichtete Steuerbürger. Es sollten somit folgende Verhaltensregeln beachtet 

werden: 

 Ruhe bewahren! 

 Immer Ausweis zeigen lassen! 

 Steuerberater informieren! 
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 Benennung einer konkreten Auskunftsperson ggü. dem Betriebsprüfer – andere 

Personen erteilen keine Auskünfte!  Wir machen dies. 

 Keine eigenmächtigen Durchsuchungen des Prüfers (z.B. Aktenschränke) dulden! 

3. Änderung Wertgrenze GWG und Sammelposten zum 01.01.2018 

Anhebung der Wertgrenze GWG auf 800 € 

Die Wertgrenze für die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von geringwertigen 

abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig 

sind (sog. „GWG“), wurde durch das „Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im 

Zusammenhang mit Rechteüberlassungen“ zum 01.01.2018 von 410 € auf 800 € erhöht (vgl. 

auch ausführlicher Bericht im Mandanteninfobrief vom 01.07.2017, dort Punkt 4). Dies führt 

zu einer Steuerentlastung, da GWG unabhängig von ihrer Nutzungsdauer sofort 

abgeschrieben werden können. 

 
Änderungen beim Sammelposten 

Die Regelungen und Wertgrenzen beim sog. „Sammelposten“, der statt der GWG-Sofort-

Abschreibung gebildet werden kann, blieben durch die Gesetzänderung im Grunde 

unangetastet. Wie bisher kann der Steuerpflichtige somit statt der Sofort-Abschreibung die 

Bildung eines sog. „Sammelpostens“ wählen. In diesem Fall sind alle innerhalb eines 

Wirtschaftsjahres angeschafften GWG zu einer Bewertungseinheit („Pool“) 

zusammenzufassen und auf fünf Jahre abzuschreiben. 

Weiterhin dürfen in den Sammelposten jedoch nicht nur GWG bis zum Wert von 410 € (bzw. 

ab 01.01.2018 i.H.v. 800 €) einbezogen werden. Der Gesetzgeber lässt vielmehr auch 

zukünftig die Einbeziehung von GWG bis zum Wert von 1.000 € zu. 

Wie bisher steht dem Steuerpflichtigen aber bei Ausübung des Wahlrechts zur Bildung eines 

Sammelpostens ein weiteres Wahlrecht zu. Demnach kann er bei GWG, deren Wert 150 € 

nicht übersteigt, frei entscheiden, ob sie tatsächlich in den Sammelposten einbezogen oder 

doch sofort abgeschrieben werden sollen. Diese Grenze wurde im Rahmen des o.g. 

Gesetzgebungsverfahrens zum 01.01.2018 auf 250 € erhöht. 

 
Zusammenfassung: 

Nach der gesetzlichen Neuregelung gilt somit ab 01.01.2018 Folgendes: 

 GWG-Regelung: Anschaffungskosten ≤ 800 €  Sofort-Abschreibung 

 Wahl des Sammelpostens:  

o Anschaffungskosten > 250 € und ≤ 1.000 €  Pool-Abschreibung 

o Anschaffungskosten ≤ 250 €  Wahlrecht zur Sofort- statt Pool-Abschreibung 

 

4. Einführung des Transparenzregisters 

Neues Transparenzregister 

Durch die Änderung des Geldwäschegesetzes zur Umsetzung einer entsprechenden EU-

Richtlinie wurde bereits im Sommer 2017 u.a. das sog. „Transparenzregister“ geschaffen. 

Dadurch wurden die Voraussetzungen zur Erfassung von Informationen über die hinter einem 
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Unternehmen stehende wirtschaftlich berechtigte Person geschaffen. Diese sind nunmehr mit 

folgenden Daten beim Transparenzregister zu erfassen: 

 

 

 

 Vor- und Nachname 

 Geburtsdatum 

 Wohnort 

 Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses (z.B. Höhe der Kapitalanteile) 

Durch das neue Transparenzregister soll die Transparenz im Geschäftsverkehr erhöht und so 

das Vertrauen in die Integrität der Geschäftstätigkeit und des Finanzsystems gestärkt werden. 

Außerdem soll die erhöhte Transparenz den Missbrauch von Unternehmen zur Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung eindämmen. 

Das Transparenzregister wird beim Bundesanzeiger Verlag elektronisch geführt. Auf Antrag 

werden von den gespeicherten Daten Ausdrucke erstellt. 

 
Wer ist wirtschaftlich Berechtigter? 

Wer wirtschaftlich Berechtigter ist, wird im Geldwäschegesetz genau definiert. Bei 

juristischen Personen und bei sonstigen Gesellschaften (dazu sogleich) zählt zu den 

wirtschaftlich Berechtigten jedenfalls jede natürliche Person, die unmittelbar oder mittelbar 

mehr als 25 % der Kapitalanteile hält oder mehr als 25 % der Stimmrecht kontrolliert oder auf 

vergleichbare Weise Kontrolle ausübt. 

 
Wer muss handeln? 

Die o.g. Daten zu den wirtschaftliche berechtigten Personen müssen dem Transparenzregister 

von den gesetzliche Vertretern  

 von juristischen Personen des Privatrechts (u.a. GmbH, GmbH & Co. KG, UG -

haftungsbeschränkt, AG, Vereine, Genossenschaften, Stiftungen, Europäische 

Aktiengesellschaft (SE), KGaA) 

 eingetragene Personengesellschaften (u.a. oHG, KG, Partnerschaften) 

 sowie bestimmte „Rechtsgestaltungen“ insb. Trusts und Treuhänder von 

nichtrechtsfähigen Stiftungen mit eigennützigem Stiftungszweck und 

Rechtsgestaltungen, die solchen Stiftungen in ihrer Struktur und Funktion entsprechen 

gemacht werden. 

Die Gesellschafter einer GbR sind derzeit von den Mitteilungspflichten nicht umfasst. Sofern 

die GbR allerdings ihrerseits Anteile an einer GmbH hält, so wären auch die Gesellschafter 

der GbR in die Gesellschafterliste der GmbH einzutragen. 

Hinweis: 

Die Mitteilungspflicht besteht nicht, wenn sich die o.g. Angaben zu den wirtschaftlich 

Berechtigten bereits aus anderen öffentlichen Registern ergeben. Dies kann z.B. bei der 

Gesellschafterliste von GmbHs der Fall sein, die beim Handelsregister einzureichen ist. 
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Was ist zu tun?  

Die o.g. juristischen Personen des Privatrechts und eingetragenen Personengesellschaften  

 

 

 

 

haben o.g. Angaben ihrer wirtschaftlich Berechtigten  

 einzuholen,  

 aufzubewahren,  

 auf aktuellem Stand zu halten und  

 der registerführenden Stelle unverzüglich zur Eintragung in das Transparenzregister 

mitzuteilen. 

Erstmalige Mitteilung war bereits zum 01.10.2017 erforderlich 

Die erstmalige Meldung zum Transparenzregister war bereits zum 01.10.2017 zu machen. 

Änderungen im Datenbestand (z.B. Veränderung der Beteiligungsquote eines wirtschaftlich 

Berechtigten) sind unverzüglich anzuzeigen. 

Wurde die erstmalige Meldung versäumt, so wird im Rahmen einer Einzelfallbetrachtung 

geprüft, ob ein Bußgeld zu verhängen ist. 

 
Wer kann das Transparenzregister einsehen? 

Die Einsichtnahme in das Transparenzregister ist ab dem 27.12.2017 möglich. Einerseits 

haben Behörden im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung Zugriff auf die Daten des Registers. 

Andererseits kann jedermann die Einsicht in das Transparenzregister beantragen, sofern er ein 

berechtigtes Interesse daran darlegen kann. 
 
 

5. Auch Rechnungen mit Briefkastenadressen berechtigen zum Vorsteuerabzug 

Entscheidung des EuGH 

Kürzlich entschied der EuGH, dass der Vorsteuerabzug auch bei Angabe einer 

Briefkastenadresse auf der Rechnung möglich ist. Er widersprach damit der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs (BFH), wonach es für den Vorsteuerabzug erforderlich sei, dass unter 

der auf der Rechnung angegebenen Adresse des Leistungserbringers, dieser auch eine 

wirtschaftliche Tätigkeit ausübe. 

Nach Ansicht des EuGH ist es für den Vorsteuerabzug aber gerade nicht erforderlich, dass der 

Leistungserbringer eine wirtschaftliche Tätigkeit unter der Anschrift ausgeübt, die in der von 

ihm ausgestellten Rechnung angegeben ist. Somit ist es beispielsweise unproblematisch, wenn 

der Leistungserbringer lediglich eine Postfachadresse auf der Rechnung angibt. 

 
Begründung der Richter 

Der EuGH begründete seine Entscheidung wie folgt: 

 Die Mehrwertsteuerrichtlinie gibt vor, welche Angaben auf einer Rechnung enthalten 

sein müssen. Demnach sind u.a. der vollständige Name und die vollständige Anschrift 

des Leistungserbringers erforderlich. 
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 Der Begriff „Anschrift“ wird allgemein weit verstanden. Die gewöhnliche Bedeutung 

dieses Begriffs umfasst jede Art von Anschrift, einschließlich einer 

Briefkastenanschrift, sofern die Person unter dieser Anschrift erreichbar ist. 

 Die Mitgliedstaaten dürfen keine strengeren Verpflichtungen vorsehen als diejenigen, 

die sich aus der Mehrwertsteuerrichtlinie ergeben. 

 Auch die teleologische Auslegung der Regelung führt zu keinem anderen Ergebnis. 

Die Angaben, die eine Rechnung enthalten muss, sollen es den Steuerverwaltungen 

ermöglichen, die Entrichtung der geschuldeten Steuer und gegebenenfalls das 

Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu kontrollieren. Dies ist jedoch anhand der 

Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer in Verbindung mit dem Namen und der 

Anschrift des Leistungserbringers möglich. Um die Ziele dieser Regelung zu 

erreichen, ist es nicht erforderlich, eine Verpflichtung zur Angabe der Anschrift, unter 

der der Rechnungsaussteller seine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, vorzusehen. 

Bedeutung für die Praxis 

Die Entscheidung des EuGH ist sehr zu begrüßen. Rechnung mit bloßer Angabe einer 

Postfachadresse des Leistungserbringers berechtigen unter den übrigen Voraussetzungen zum 

Vorsteuerabzug. 

Große Erleichterungen dürfte die EuGH-Entscheidung auch bei Interneteinkäufen mit sich 

bringen. Auch hier reicht es aus, wenn der Leistungserbringer eine Anschrift angibt, unter der 

er postalisch zu erreichen ist (Briefkastenadresse). Eine tatsächliche wirtschaftliche Tätigkeit 

muss dort nicht ausgeübt werden. Das Urteil befreit den Interneteinkäufer, der ohnehin nicht 

überprüfen kann, welcher Grad an Aktivität an der angegebenen Adresse des Verkäufers 

ausgeübt wird, von einem unkalkulierbaren Risiko für den Vorsteuerabzug. 

Hinweis: 

Rechnungen mit Steuernummer auf denen der Leistungsempfänger lediglich mit 

Postfachadresse genannt ist, werden von der Finanzverwaltung ohnehin seit langem 

akzeptiert. 

6. Gassi-Gehen mit dem Hund in bestimmten Fällen steuerlich abziehbar 

Die Inanspruchnahme eines „Hundegassi-Services“ stellt eine haushaltnahe Dienstleistung 

dar. Damit können die Kosten hierfür grundsätzlich steuerlich geltend gemacht werden. Dies 

hat der BFH nunmehr bestätigt. 

 
Urteilsfall 

Die Klägerin beantragte in ihren Steuererklärungen 2013 und 2014 eine Steuerermäßigung bei 

Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen in Höhe von 1.700 Euro (2013) und 2.400 

Euro (2014) wegen der Betreuung ihrer Hunde. Sie trug vor, Sie lasse ihren Hund/ihre Hunde 

ausführen. Der Hund würde nachmittags abgeholt und ca. 1 bis 2 Stunden auf den Wegen 

ausgeführt, die sie auch üblicherweise nehmen würde. Der Inhaber der „Hunderunde A“ 

besitze einen Schlüssel. Nach dem Spaziergang werde der Hund gesäubert, evtl. mit den 

nötigen Medikamenten betreut und sei dann zu Hause. Sie nutze den Service, da sie voll 

berufstätig sei. Die Bezahlung erfolge per Dauerauftrag. 
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In den Einkommensteuerbescheiden 2013 und 2014 berücksichtigte das Finanzamt diese 

Aufwendungen nicht, da die Dienstleistungen außerhalb des Haushaltes erbracht würden. Die 

dagegen eingelegten Einsprüche wies es mit Einspruchsentscheidung als unbegründet zurück. 

Die Gewährung der Steuerermäßigung komme nach Ansicht des Finanzamts nur in Betracht, 

wenn die Tätigkeit „im Haushalt“, d.h. an Orten, die zum Haushalt gehören oder diesem 

dienen, ausgeübt werde. Dies seien typischerweise die Räumlichkeiten der privaten Wohnung 

oder des privaten Hauses nebst Zubehörräumen und Garten. Der räumliche Bereich, in dem 

sich der Haushalt entfalte, werde regelmäßig durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. 

Ausnahmsweise könnten auch Leistungen, die jenseits der Grundstücksgrenzen auf fremdem 

Grund erbracht würden, begünstigt sein. Es müsse sich jedoch um Leistungen handeln, die in 

unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt würden und diesem 

dienten. 

Das Hessische Finanzgericht gab jedoch der Klägerin Recht und ließ die Revision zum BFH 

nicht zu. Die Finanzverwaltung legte daraufhin Nichtzulassungsbeschwerde ein. 

 
Entscheidung des BFH 

Der BFH wies nun die Nichtzulassungsbeschwerde der Finanzverwaltung als unbegründet 

zurück. Er begründete dies im Wesentlichen damit, dass das Gassi-Gehen „in“ einem 

Haushalt stattfand. Denn nach der Rechtsprechung des BFH werden haushaltsnahe 

Dienstleistungen "in" einem Haushalt erbracht, wenn sie im räumlichen Bereich des 

vorhandenen Haushalts geleistet werden. Der Begriff des Haushalts ist insoweit räumlich-

funktional auszulegen. 

Die Grenzen des Haushalts werden bezüglich der haushaltsnahen Dienstleistungen also nicht 

ausnahmslos durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt. Vielmehr kann auch die 

Inanspruchnahme von Diensten, die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem, 

beispielsweise öffentlichem Grund geleistet werden, steuerlich begünstigt sein. Es muss sich 

dabei allerdings um Tätigkeiten handeln, die ansonsten üblicherweise von 

Familienmitgliedern erbracht und in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum Haushalt 

durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. 

 
Hinweis: 

Wer keinen kostenpflichtigen „Gassi-Service“ in Anspruch nimmt und seinen Hund selber 

Gassi führt, kann steuerlich leider keine Aufwendungen geltend machen. 

7. Möglichkeit des Steuerklassenwechsel/Lohnsteuerklasse wählen 

Ehegatten oder Lebenspartner, die beide unbeschränkt steuerpflichtig sind, nicht dauernd 

getrennt leben und beide Arbeitslohn beziehen, können bekanntlich für den Lohnsteuerabzug 

wählen, ob sie beide in die Steuerklasse IV eingeordnet werden wollen oder ob einer von 

ihnen (der Höherverdienende) nach Steuerklasse III und der andere nach Steuerklasse V 

besteuert werden will.  

 
Beachte: Steuerklassenkombination III/V führt zur Pflichtveranlagung! 

Die Steuerklassenkombination III/V ist so gestaltet, dass die Summe der Steuerabzugsbeträge 

beider Ehegatten oder Lebenspartner in etwa der zu erwartenden Jahressteuer entspricht, 

wenn der in Steuerklasse III eingestufte Ehegatte oder Lebenspartner ca. 60 % und der in 

Steuerklasse V eingestufte ca. 40 % des gemeinsamen Arbeitseinkommens erzielt. Bei 
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abweichenden Verhältnissen des gemeinsamen Arbeitseinkommens kann es aufgrund des 

verhältnismäßig niedrigen Lohnsteuerabzugs zu (teils erheblichen) Steuernachzahlungen 

kommen. Aus diesem Grund besteht bei der Steuerklassenkombination III/V generell die 

Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung.  

Zur Vermeidung von Steuernachzahlungen bleibt es den Ehegatten oder Lebenspartnern daher 

unbenommen, sich trotzdem für die Steuerklassenkombination IV/IV zu entscheiden, wenn 

sie den höheren Steuerabzug bei dem Ehegatten oder Lebenspartner mit der Steuerklasse V 

vermeiden wollen; dann entfällt jedoch für den anderen Ehegatten oder Lebenspartner die 

günstigere Steuerklasse III.  

 
Wahl der Steuerklasse hat auch Auswirkungen auf Entgelt-/ Lohnersatzleistungen 

Anders kann die Handlungsempfehlung lauten, wenn der Partner mit dem geringeren 

Einkommen Lohnersatzleistungen zu erwarten hat. Der Grund hierfür liegt darin, dass die 

Höhe des Arbeitslosengeldes an die letzten Nettobezüge anknüpft. Die Wahl der Steuerklasse 

III führt daher zu höheren Leistungen beim Arbeitslosengeld und Elterngeld. Zwar muss der 

besserverdienende Partner dann in der Steuerklasse V während des Jahres einen höheren 

Steuerabzug hinnehmen – die zu viel entrichtete Steuer bekommt das Paar dann aber in der 

Jahressteuererklärung wieder erstattet. 

 

Auch beim Elterngeld kann ein Wechsel in die Steuerklasse III sinnvoll sein. Hier müsste die 

Frau jedoch mindestens sieben Monate vor Beginn des Mutterschutzes den 

Steuerklassenwechsel vollziehen bzw. der Vater spätestens sieben Monate vor Geburt des 

Kindes – je nachdem wer das Kind überwiegend betreuen wird. 

 
Antragstellung erforderlich 

Anträge zum Steuerklassenwechsel sind an das Finanzamt zu richten, in dessen Bezirk die 

Ehegatten oder Lebenspartner im Zeitpunkt der Antragstellung ihren Wohnsitz haben. Im 

Kalenderjahr 2018 gilt die im Kalenderjahr 2017 verwendete Steuerklasse grundsätzlich 

weiter. Soll diese Steuerklasse im neuen Jahr nicht mehr zur Anwendung kommen, so kann 

bis zum Ablauf des Jahres 2017 eine andere Steuerklasse beim Wohnsitzfinanzamt beantragt 

werden. 

Außerdem ist es möglich die Steuerklasse (einmal) unterjährig zu wechseln. Auch so könnte 

die Steuerklasse in 2018 noch geändert werden. 
 

8. Mindestlohn 2018 

Keine Änderungen beim gesetzlichen Mindestlohn 

Der gesetzliche Mindestlohn wird alle zwei Jahre neu festgelegt. Da die letzte Festlegung erst 

zum 01.01.2017 stattfand, erfolgt eine erneute Änderung erst zum 01.01.2019. Für das Jahr 

2018 bleibt der Mindestlohn somit unverändert i.H.v. 8,84 € bestehen. 

Auch für das Jahr 2018 bleiben außerdem bestimmte Personengruppen vom 

Anwendungsbereich des Mindestlohns ausgeschlossen. Hierbei handelt es sich z.B. um 

 Ehrenamtlich tätige Personen 

 Auszubildende 

 Jugendliche unter 18 Jahre, wenn sie keine abgeschlossene Berufsausbildung besitzen 
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 Langzeitarbeitslose für die ersten sechs Monate bei Aufnahme einer Tätigkeit 

 Praktikanten bei schulisch- oder hochschulisch erforderlichen Praktika (bzw. bei 

freiwilligen Orientierungs-Praktika bis zu einer Dauer von drei Monaten) 

Die Ausnahmeregelung für Zeitungszusteller, wonach für diese in 2017 weiterhin nur der 

Mindestlohn i.H.v. 8,50 € galt, läuft zum 01.01.2018 aus. Somit gilt dann auch für diese 

Berufsgruppe der allgemeine gesetzliche Mindestlohn von 8,84 €. 

 
Änderungen bei einigen Branchen-Mindestlöhnen 

Auch wenn der gesetzliche Mindestlohn unverändert bleibt, so erhöhen sich zum 01.01.2018 

doch einige Branchen-Mindestlöhne. Dies sind z.B.: 

 Berufliche Aus- und Weiterbildung: 15,26 € (bisher: 14,60 €) 

 Elektrohandwerk (Montage): 10,95 € einheitlich (bisher West: 10,65; bisher Ost: 

10,40) 

 Pflegebranche: 10,55 € (West incl. Berlin) und 10,05 € (Ost) – (bisher West incl. 

Berlin: 10,20 €; bisher Ost: 9,50 €) 

Außerdem werden im Laufe des Jahres 2018 die Mindestlöhne weiterer Branchen erhöht. 

Hierunter fallen beispielsweise Leih-/Zeitarbeiter (April 2018), Maler- und 

Lackiererhandwerk (Mai 2018) und Steinmetz- und Steinbildhauerhandwerk (Mai 2018). 

Nachzulesen unter www.zoll.de.  
 
9 Neue Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwand und Übernachtungskosten ab 
01.01.2018 

Begibt sich ein Arbeitnehmer auf eine mehr als achtstündige Dienstreise (auswärtige 

berufliche Tätigkeit), so kann er hierfür sog. Verpflegungsmehraufwendungen in pauschaler 

Höhe steuerlich geltend machen. Bei einer Inlandsdienstreise betragen die Pauschbeträge 24 € 

für jeden vollen Kalendertag der Reise (und 12 € für den An- bzw. Abreisetag), sowie 12 € 

für eintägige Dienstreisen, die mindestens acht Stunden dauern. 

 
Pauschbeträge bei Auslandsdienstreisen 

Bei Auslandsdienstreisen gelten abweichend hiervon andere Pauschbeträge. Deren Höhe 

richtet sich nach dem jeweiligen Aufenthaltsort und wird jährlich von der Finanzverwaltung 

festgelegt. Beispielsweise gelten für Auslandsdienstreisen ab 01.01.2018 folgende geänderten  

 

Werte: 

 

Land Pauschbeträge für 
Verpflegungsmehraufwendungen 

Pauschbetrag für 
Übernachtungskosten 

 Abwesenheit von mind. 
24 Stunden 

Abwesenheit von 
mind. 8 Stunden (bzw. 
An-/Abreisetag) 

 

Belgien 42 € 28 € 135 € 

Dänemark 58 € 39 € 143 € 

Frankreich    

- Straßburg 51 € 34 € 96 € 

Iran 33 € 22 € 196 € 

http://www.zoll.de/
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Kanada    

- Toronto 51 € 34 € 161 € 

Luxemburg 47 € 32 € 130 € 

Norwegen 80 € 53 € 182 € 
Pauschbeträge für Übernachtung 

Die Finanzverwaltung veröffentlicht zwar auch jährlich Pauschbeträge für 

Übernachtungskosten. Anders als die Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen 

können diese Beträge jedoch nicht als Werbungkosten geltend gemacht werden. Sie sind 

lediglich für die steuerfreie Arbeitgebererstattung von Übernachtungskosten anzuwenden. Für 

den Werbungskostenabzug sind dagegen nur die tatsächlichen Übernachtungskosten 

maßgeblich. 
 
 

10.Opa will`s noch mal wissen… 

An den Universitäten zeigt sich derzeit ein ganz neuer Trend: Studierende Ruheständler! Mit 

diesem Phänomen musste sich unlängst auch das Schleswig-Holsteinische FG beschäftigen. 

Fraglich war, ob solche Studenten im „älteren Semester“ ihre Studienkosten als 

Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben steuerlich geltend machen können.  

Dazu stellten die Kieler Richter Folgendes fest:  

1. Aufwendungen für ein Studium im altersbedingten Ruhestand stellen nur dann 

vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausgaben dar, wenn der 

Steuerpflichtige nachvollziehbar und substantiiert darlegt, dass er im Anschluss eine 

nachhaltige Erwerbsquelle hieraus schafft. Im Zuge einer Gesamtwürdigung sind 

auch das Alter des Steuerpflichtigen nach Beendigung des Studiums sowie die 

wirtschaftliche Notwendigkeit für die Schaffung einer (neuen) Erwerbsquelle 

einzubeziehen. 

2. Auch der Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung 

nach § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG erfordert das Streben des Steuerpflichtigen nach einer 

nachhaltigen berufsmäßigen Anwendung der erlernten Fähigkeiten zur Erzielung von 

Einkünften. 

Im Urteilsfall war der Kläger ein leidenschaftlicher Theaterbesucher und –kenner. Nach 

Abschluss seiner nichtselbständigen Berufslaufbahn „startete“ er im Alter von 63 Jahren ein 

zweites Mal durch und nahm einen Studiengang der Theaterwissenschaft auf. Entsprechend 

der Auffassung des Finanzamts lehnte auch das Schleswig-Holsteinische FG den 

Kostenabzug sowohl als Werbungskosten, Betriebsausgaben wie auch Sonderausgaben ab. 

Das Gericht war nicht davon überzeugt, dass der Studierende beabsichtigt, nach Beendigung 

des Studiums einer nachhaltig ausgeprägten Erwerbstätigkeit nachzugehen. 
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11. Arbeitszimmer – Finanzverwaltung erkennt Rechtsprechung an 

In der jüngeren Vergangenheit haben wir Sie mehrfach über die aktuelle Rechtsentwicklung 

bei dem Streitthema „Arbeitszimmer“ informiert. Nun hat die Finanzverwaltung auf diese 

aktuelle Rechtsprechung reagiert und ihren entsprechenden Anwendungserlass umfassend 

überarbeitet. Dabei erkennt die Finanzverwaltung die Rechtsprechung des BFH vollständig 

an.  

Nachfolgend fassen wir für Sie die wesentlichen Aussagen des neuen Verwaltungserlasses 

zusammen: 

Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit 

Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung, können die Aufwendungen in voller Höhe steuerlich berücksichtigt 

werden.  

Beachten Sie: Das häusliche Arbeitszimmer und eine Tätigkeit im Außendienst können nicht 

gleichermaßen „Mittelpunkt“ der beruflichen Betätigung eines Steuerpflichtigen sein! Anders 

jedoch bei einem Verkaufsleiter, der zur Überwachung von Mitarbeitern und zur Betreuung 

von Großkunden auch im Außendienst tätig ist. 

Übt ein Steuerpflichtiger mehrere betriebliche und berufliche Tätigkeiten nebeneinander aus, ist 

nicht auf eine Einzelbetrachtung der jeweiligen Betätigung abzustellen; vielmehr sind alle 

Tätigkeiten in ihrer Gesamtheit zu erfassen. 

Bildet das häusliche Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung und steht für diese kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung (siehe 

hierzu unten), sind Aufwendungen bis 1.250 € je Wirtschafts- oder Kalenderjahr als 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbar.  

Dabei stellen die 1.250 € keinen Pauschbetrag dar, sondern einen personenbezogenen 

Höchstbetrag. Er kann nicht mehrfach für verschiedene Tätigkeiten in Anspruch genommen 

werden, sondern muss gegebenenfalls auf die unterschiedlichen Tätigkeiten aufgeteilt werden. 

Bei der Nutzung mehrerer häuslicher Arbeitszimmer in verschiedenen Haushalten wird der 

Höchstbetrag nur einmal gewährt. 

Was ist ein häusliches Arbeitszimmer 

Die Finanzverwaltung definiert ein häusliches Arbeitszimmer wie folgt:  

Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, der seiner Lage, Funktion und Ausstattung nach 

in die häusliche Sphäre des Steuerpflichtigen eingebunden ist, vorwiegend der Erledigung 

gedanklicher, schriftlicher, verwaltungstechnischer oder -organisatorischer Arbeiten dient und 

ausschließlich oder nahezu ausschließlich zu betrieblichen oder beruflichen Zwecken genutzt 

wird.  

Beachten Sie: Dies betrifft nicht nur die Wohnräume, sondern ebenso Zubehörräume.  So 

kann auch ein Raum z.B. im Keller oder unter dem Dach (Mansarde) des Wohnhauses, in 

dem der Steuerpflichtige seine Wohnung hat, ein häusliches Arbeitszimmer sein, wenn die 

Räumlichkeiten aufgrund der unmittelbaren Nähe mit den privaten Wohnräumen des 
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Steuerpflichtigen als gemeinsame Wohneinheit verbunden sind. Die sog. „Arbeitsecke“  also 

ein in die häusliche Sphäre eingebundenen Raum, der mit einem nicht unerheblichen Teil 

seiner Fläche auch privat genutzt wird erfüllt die Voraussetzungen jedoch nicht. 

Daneben kann es sich bei einem im Keller oder Dachgeschoss eines Mehrfamilienhauses 

befindlichen Raum, der nicht zur Privatwohnung des Steuerpflichtigen gehört, sondern 

zusätzlich angemietet wurde, um ein außerhäusliches Arbeitszimmer handeln. Nicht erfasst 

werden Räume, die ihrer Ausstattung und Funktion nach nicht einem Büro entsprechen (z.B. 

Betriebsräume, Lagerräume, Ausstellungsräume). 

Anzusetzende Aufwendungen 

Zu den Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer gehören insbesondere 

Aufwendungen für die Ausstattung des Zimmers, etwa Tapeten, Teppiche, Fenstervorhänge, 

Gardinen und Lampen sowie die anteiligen Aufwendungen für Miete, Abschreibungen etc. 

Letztere sind nach dem Verhältnis der Fläche des Arbeitszimmers zur Wohnfläche der 

Wohnung (einschließlich des Arbeitszimmers) zu ermitteln.  

Beachten Sie: Nicht erfasst werden Aufwendungen für Arbeitsmittel, diese sind gesondert 

und grundsätzlich vollständig abzugsfähig. In jedem Fall erforderlich ist die konkrete 

Aufzeichnung der Aufwendungen. Auch Luxusgegenstände wie z.B. Kunstgegenstände, die 

vorrangig der Ausschmückung des Arbeitszimmers dienen, gehören nicht zu den abziehbaren 

Aufwendungen für ein Arbeitszimmer. 

Kein anderweitiger Arbeitsplatz 

Ein anderer Arbeitsplatz ist grundsätzlich jeder Arbeitsplatz, der zur Erledigung büromäßiger 

Arbeiten geeignet ist. Weitere Anforderungen an die Beschaffenheit des Arbeitsplatzes 

werden nicht gestellt, unbeachtlich sind grundsätzlich die konkreten Arbeitsbedingungen und 

Umstände wie beispielsweise Lärmbelästigung oder Publikumsverkehr. Auch ein Arbeitsplatz 

in einem Großraumbüro oder in der Schalterhalle einer Bank ist daher ein anderer 

Arbeitsplatz.  

Beachten Sie: Ein anderer Arbeitsplatz steht auch dann zur Verfügung, wenn er außerhalb der 

üblichen Arbeitszeiten, wie z. B. am Wochenende oder in den Ferien, nicht zugänglich ist. 

Ob ein solcher anderer Arbeitsplatz vorliegt, ist jeweils im Einzelfall nach objektiven 

Gesichtspunkten zu beurteilen. Er steht jedenfalls dann zur Verfügung, wenn der 

Steuerpflichtige diesen Raum in dem konkret erforderlichen Umfang sowie in der konkret 

erforderlichen Art und Weise tatsächlich nutzen kann.  

Aber, übt ein Steuerpflichtiger mehrere betriebliche oder berufliche Tätigkeiten 

nebeneinander aus, ist daher für jede Tätigkeit zu prüfen, ob ein anderer Arbeitsplatz zur 

Verfügung steht. 

Beispiel:  

Ein EDV-Berater übt außerhalb seiner regulären Arbeitszeit vom häuslichen Arbeitszimmer 

aus Bereitschaftsdienst aus und kann dafür den Arbeitsplatz bei seinem Arbeitgeber 

tatsächlich nicht nutzen. Hier liegt zwar nicht der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
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beruflichen Betätigung nicht im häuslichen Arbeitszimmer, da jedoch für die 

Bereitschaftsdienste kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, kann der Steuerpflichtige die 

Aufwendungen bis zur Höhe von 1.250 € abziehen. 

Beachten Sie: In den Fällen, in denen der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung nicht im häuslichen Arbeitszimmer liegt, sind die Aufwendungen für 

das Arbeitszimmer entsprechend dem Nutzungsumfang den darin ausgeübten Tätigkeiten 

zuzuordnen. 

Beispiel: 

Ein Angestellter nutzt sein Arbeitszimmer zu 40 % für seine nichtselbständige Tätigkeit und 

zu 60 % für eine unternehmerische Nebentätigkeit. Nur für die Nebentätigkeit steht ihm kein 

anderer Arbeitsplatz zur Verfügung. An Aufwendungen sind für das Arbeitszimmer 

insgesamt 2.500 € entstanden. Diese sind nach dem Nutzungsverhältnis aufzuteilen. Auf die 

nichtselbständige Tätigkeit entfallen 40 % von 2.500 € = 1.000 €, die nicht abgezogen werden 

können. Auf die Nebentätigkeit entfallen 60 % von 2.500 € = 1.500 €, die bis zu 1.250 € als 

Betriebsausgaben abgezogen werden können. 

Nutzung durch mehrere Steuerpflichtige 

Jeder Nutzende kann die Aufwendungen, die er getragen hat, entweder unbegrenzt, bis zum 

Höchstbetrag von 1.250 € oder gar nicht abziehen. Nutzen mehrere Personen, wie z. B. 

Ehegatten, ein Arbeitszimmer gemeinsam, sind die Voraussetzungen des Abzugs der 

Aufwendungen daher für jede Person zu prüfen. 

Beispiel: 

A und B nutzen gemeinsam ein häusliches Arbeitszimmer jeweils zu 50 % (zeitlicher 

Nutzungsanteil). Die Gesamtaufwendungen betragen 4.000 € und werden entsprechend dem 

Nutzungsanteil getragen. Für A bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 

gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung; A kann 2.000 € als Betriebsausgaben 

oder Werbungskosten abziehen. B steht für die im häuslichen Arbeitszimmer ausgeübte 

betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, er kann daher 

1.250 € als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehen. 

 
Nicht ganzjährige Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers 

Ändern sich die Nutzungsverhältnisse innerhalb eines Wirtschafts- oder Kalenderjahres, 

können nur die auf den Zeitraum, in dem das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 

betrieblichen und beruflichen Betätigung bildet, entfallenden Aufwendungen in voller Höhe 

abgezogen werden. Für den übrigen Zeitraum kommt ein beschränkter Abzug nur in Betracht, 

wenn für die betriebliche oder berufliche Betätigung kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 

steht.  

Beachten Sie: Der Höchstbetrag von 1.250 € ist aber in diesen Fällen auch bei nicht 

ganzjähriger Nutzung eines häuslichen Arbeitszimmers in voller Höhe zum Abzug 

zuzulassen. 



Sonderinfo 1 / 2018  Rundschreiben für Mandanten 10. Januar 2018 

 

 

 

Diese Mandanteninformation ist ein kostenloser Service für Mandanten und Interessierte. Für Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Angaben wird keinerlei Haftung übernommen. Diese Informationen ersetzen keine individuelle Beratung. 

17 

 

 

12. Keine neue Kleinbetragsgrenze für Bewirtungsbelege bei der Einkommensteuer? 

Rückwirkende Anhebung der Kleinbetragsgrenze bei der Umsatzsteuer 

Die Grenze für Kleinbetragsrechnungen wurde rückwirkend zum 01.01.2017 von 150 € auf 

250 € angehoben. Somit ist nunmehr der Vorsteuerabzug auch aus sog. „Bewirtungsbelegen“ 

bis zu einem Betrag von 250 € (brutto) möglich, obwohl es sich hierbei mangels Angabe von 

Namen und Adresse des Leistungsempfängers um keine ordnungsgemäße Rechnung handelt. 

 
Anforderungen an Bewirtungsbelege bei der Einkommensteuer 

Einkommensteuerlich können Bewirtungskosten von Geschäftspartner nur zu 70 % 

abgezogen werden. Auch dieser beschränkte Abzug setzt jedoch voraus, dass die betriebliche 

Veranlassung nachgewiesen wird. Zu diesem Zweck muss die Rechnung grundsätzlich den 

Namen des bewirtenden Steuerpflichtigen (= Leistungsempfänger) enthalten. Dies gilt jedoch 

wiederum ausweislich der für die Verwaltung bindenden Einkommensteuerrichtlinien nicht, 

wenn der Gesamtbetrag der Rechnung 150 € nicht übersteigt. 

 
Keine Anpassung der Einkommensteuerrichtlinien und Folgen hieraus 

Während die Kleinbetragsregelung für die Umsatzsteuer rückwirkend auf 250 € erhöht wurde, 

blieben die Einkommensteuerrichtlinien insoweit unverändert. Vereinzelt wird nun seitens der 

Finanzverwaltung vertreten, dass auch nach dem 01.01.2017 Bewirtungskosten über 150 € bei 

der Einkommensteuer nur dann (i.H.v. 70 %) geltend gemacht werden können, wenn eine 

ordnungsgemäße Rechnung, d.h. mit Angabe des Namens des Leistungsempfängers, vorliegt. 

Es ergäbe sich somit bei den Bewirtungsbelegen eine unterschiedliche Behandlung zwischen 

Umsatz- und Einkommensteuer. 

Diese Auffassung dürfte sich jedoch nicht durchsetzen. Zum einen ist davon auszugehen, dass 

sich die 150 € Grenze eindeutig auf die bisher geltende Kleinbetragsregelung bezog und bei 

einer zukünftigen Änderung der Einkommensteuerrichtlinien ebenfalls angehoben werden 

wird. Zum anderen hat sich der BFH in ständiger Rechtsprechung bezüglich der 

einkommensteuerlichen Anforderungen an Bewirtungsbelege ausdrücklich an der im 

jeweiligen Streitjahr geltenden umsatzsteuerlichen Kleinbetragsgrenze orientiert. Ein 

nominaler Euro-Betrag war für den BFH dagegen bisher nie maßgebend. 

In betroffenen Fällen haben Einsprüche gute Erfolgsaussichten. 
 
 
13. Automatischer internationaler Austausch von Informationen über Finanzkonten 

Am 30.09.2017 hat der erste automatische Informationsaustausch über Finanzkonten 

zwischen Deutschland und anderen 49 Staaten stattgefunden. Dieser Informationsaustausch 

wird künftig jährlich erfolgen.  

Die Anzahl der teilnehmenden Staaten steigt in Zukunft weiter an. Bereits zum 30.09.2018 

wird Deutschland mit ca. weiteren 50 Staaten den Informationsaustausch durchführen. 

An der ersten Runde des Informationsaustauschs haben bereits alle EU-Staaten (außer 

Österreich), Liechtenstein, die Cayman Islands und viele andere Staaten teilgenommen. Ab 

dem nächsten Jahr sind dann auch viele andere namhafte internationale Finanzplätze wie z.B. 

Hong Kong, Monaco, Singapur und die Schweiz mit von der Partie. 

Ausgetauscht werden neben den persönlichen Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum,…) der 

jeweiligen Kontoinhaber in den beteiligten Staaten u.a. auch Kontostand und die Summe der 

gutgeschriebenen Zinsen, Dividenden und anderen Erträge. Die teilnehmenden Staaten 
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erhoffen sich auf diese Weise einen spürbaren Schlag gegen Steuerflucht bzw. 

Steuerhinterziehung. 
 
 
14. Grundsatzentscheidung des BFH zu Scheidungskosten 

Seit der Änderung des § 33 EStG im Jahr 2013 sind Aufwendungen für die Führung eines 

Rechtsstreits (Prozesskosten) grundsätzlich vom Abzug als außergewöhnliche Belastung 

ausgeschlossen, es sei denn, der Steuerpflichtige liefe ohne die Aufwendungen Gefahr, seine 

Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen 

Rahmen nicht mehr befriedigen zu können.  

Streitig war nunmehr, ob auch Scheidungskosten seit dem Jahr 2013 diesem neu eingefügten 

Abzugsverbot unterfallen und daher grundsätzlich nicht mehr als außergewöhnliche 

Belastungen steuermindernd geltend gemacht werden können. Der BFH hat nun mit seinem 

Grundsatzurteil vom 18. Mai 2017 diesen Streit entschieden – allerdings zu Lasten der 

Steuerpflichtigen. 

Der BFH entschied: Der Ehegatte wende die Kosten für ein Scheidungsverfahren regelmäßig 

nicht zur Sicherung seiner Existenzgrundlage und seiner lebensnotwendigen Bedürfnisse auf. 

Hiervon könne nur ausgegangen werden, wenn die wirtschaftliche Lebensgrundlage des 

Steuerpflichtigen bedroht sei. Eine derartige existenzielle Betroffenheit liege bei 

Scheidungskosten nicht vor, selbst wenn das Festhalten an der Ehe für den Steuerpflichtigen 

eine starke Beeinträchtigung seines Lebens darstelle. Zwar habe der BFH die Kosten einer 

Ehescheidung bis zur Änderung des § 33 EStG im Jahr 2013 als außergewöhnliche Belastung 

berücksichtigt. Dies sei nach der Neuregelung jedoch nicht länger möglich. Denn dadurch 

habe der Gesetzgeber die Steuererheblichkeit von Prozesskosten auf einen engen Rahmen 

zurückführen und Scheidungskosten vom Abzug als außergewöhnliche Belastung bewusst 

ausschließen wollen.  

Die steuerliche Geltendmachung von Scheidungskosten scheidet nach diesem Grundsatzurteil 

somit seit dem Jahr 2014 aus.  

 
15. Neues Geldwäschegesetz mit Auswirkungen auf Bargeschäfte 

Ende Juni 2017 ist das neue Geldwäschegesetz (GWG) in Kraft getreten. Dadurch werden 

EU-Vorgaben zur Geldwäsche- und Terrorismusbekämpfung in nationales Recht umgesetzt. 

Die Neuregelung bringt auch einige Änderungen für das Wirtschaftsleben mit sich, da (wie 

bisher) auch Güterhändler, Immobilienmakler, Steuerberater, Rechtsanwälte, u.v.a. zum Kreis 

der Verpflichteten gehören, welche die neuen Vorgaben zu beachten haben. Betroffene 

Unternehmen sollten sich – soweit noch nicht geschehen – mit den Neuregelungen vertraut 

machen. Im Folgenden werden nur einige der wichtigsten Änderungen dargestellt. 

 
Schwellenwert für Identifizierungspflicht bei Bargeldgeschäfte herabgesetzt! 

Beispielsweise wurde die Verpflichtung den Kunden anhand eines Passes oder 

Personalausweises zu identifizieren auf Bargeschäfte ab 10.000 € herabgesetzt. Bisher 

bestand diese Verpflichtung erst bei Erreichen eines Schwellenwerts von 15.000 €. 

Der Verpflichtete muss sich die Daten notieren oder eine Kopie anfertigen und diese 

Dokumente mindestens fünf Jahre aufbewahren. 

Neu ist außerdem, dass die erforderliche Identifizierung nun auch elektronisch (elektronischer 

Personalausweis, qualifizierte elektronische Signatur, Videoidentifizierung,…) erfolgen kann. 
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Zusätzliche Pflichten auch für Güterhändler 

Jede Person, die gewerblich Güter veräußert, ist „Güterhändler“ i.S. des GWG. Von der 

Definition sind somit zwar in erster Linie Kfz-Händler, Schmuckläden, etc. erfasst. Es können 

jedoch auch andere Betrieb darunter fallen, wenn sie selbsterstellte Produkte verkaufen (z.B. 

Schreinerei). 

Güterhändler, die Barzahlungen i.H.v. 10.000 € oder mehr tätigen oder entgegennehmen, sind 

seit Ende Juni mit zusätzlichen Pflichten belastet. Sie müssen seitdem über ein angemessenes 

„Risikomanagementsystem“ verfügen. Das Risikomanagement umfasst u.a. interne 

Sicherungsmaßnahmen, wozu auch die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten gehört. 

Durch die Absenkung des Schwellenwerts von 15.000 € auf 10.000 € sind außerdem mehr 

Güterhändler als zuvor von den bereits bestehenden Verpflichtungen betroffen. 

 
Verschärfung von Sanktionen 

Das neue GWG verschärft außerdem die Sanktionen bei Verstößen gegen die auferlegten 

Pflichten erheblich. Während bisher „nur“ ein Bußgeld von maximal 100.000 € drohte, ist es 

nun möglich, das Zweifache des durch den Verstoß erlangten wirtschaftlichen Vorteils (max. 

1 Mio. €) abzuschöpfen. 
 
 
16. Ertragsteuerliche Behandlung von Bitcoins und anderen Kryptowährungen 
Bekannte Kryptowährungen 

„Kryptowährungen“ (oder „digitale Währungen“) sind derzeit in aller Munde. Die Anzahl der 

im Internet verfügbaren Angebote ist aber kaum überschaubar. Zu den bekanntesten und am 

weitesten verbreiteten Kryptowährungen gehören: Bitcoin, Bitcoin Cash, Ethereum, Ripple, 

NEM, Ethereum classic und Litecoin. 

Im Folgenden wird ausschließlich auf Bitcoins eingegangen. Die Ausführungen sind jedoch 

auch auf andere Kryptowährungen übertragbar. 

 
Bitcoin sind keine Fremdwährung 

Bitcoins stellen kein gesetzliches Zahlungsmittel, kein Buchgeld und auch kein E-Geld dar. 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht hat sie jedoch (wie Regionalwährungen) 

als Rechnungseinheiten i.S. des Kreditwesengesetzes und damit als Finanzinstrument 

qualifiziert. Dies hat v.a. aufsichtsrechtliche Folgen, da Bitcoin somit den Devisen 

gleichgestellt sind und beispielsweise der professionelle Handel mit Bitcoins 

erlaubnispflichtig ist. 

Aufgrund eines EuGH-Urteil („David Hedqvist“) gelten Bitcoins jedoch für 

umsatzsteuerliche(!) Zwecke auch auf nationaler Ebene als „gesetzliches Zahlungsmittel“. 

Auf die ertragsteuerliche Einordnung hat dies aber keine Auswirkung. 

 
Gewinne aus An- und Verkauf 

Bitcoins stellen nach h.M. ertragsteuerlich immaterielle Wirtschaftsgüter dar. Ihr An- und 

Verkauf unterliegt daher bei der Besteuerung (außerhalb der Gewinneinkünfte) den 

Regelungen für private Veräußerungsgeschäfte (§ 23 EStG). Die Steuerbarkeit ist somit nur 

gegeben, wenn zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als ein Jahr liegt. Bei 

Gewinnen aus privaten Veräußerungsgeschäften gilt außerdem je Kalenderjahr eine 

Freigrenze von 600 €. 

Der Bestimmung der Haltedauer kommt wegen der Jahresfrist eine große Bedeutung zu. Bei 

Fremdwährungsgeschäften macht der Gesetzgeber hier strikte Vorgaben und verlangt die 
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FIFO-Methode (first in – first out) anzuwenden. Diese Vorschrift findet jedoch auf Bitcoin-

Geschäfte keine Anwendung, da hier gerade keine Fremdwährung vorliegt (s.o). 

Es steht dem Steuerpflichtigen somit wohl frei, ein Verbrauchsfolgeverfahren seiner Wahl 

anzuwenden. Er kann somit auch das LIFO-Verfahren (last in – first out) wählen. Außerdem 

wäre auch die Beurteilung nach der Durchschnittsmethode denkbar.  

Welches Verfahren steuerlich am günstigsten ist, muss anhand des konkreten Einzelfalls 

entschieden werden. Hier kommt es nicht nur auf die Haltedauer sondern auch auf die 

zwischen An- und Verkauf eingetretenen Kursschwankungen an. 

Hat sich der Steuerpflichtige allerdings für ein Verfahren entschieden, so muss er es 

grundsätzlich beibehalten. 

 
Vorsicht vor Trittbrettfahrern! 

Aufgrund der Erfolgsgeschichte von Bitcoins und anderen blockchain-basierten 

Kryptowährungen kommen diesbezüglich zunehmend Trittbrettfahrer auf den Markt. Manche 

Anbieter verfügen aber offenbar über gar keine funktionsfähige Blockchain-Technologie und  

zeigen Merkmale auf (erforderliche Eintrittszahlung, Anreize für Mitgliederwerbung, hohe 

Gewinnversprechen…), die auf ein Schneeballsystem (sog. „ponzi scheme“) hindeuten. Vor 

einem finanziellen Engagement sollte daher sehr genau geprüft werden, ob es sich um 

vertrauenswürdige Anbieter handelt. Beispielsweise wird derzeit die Seriosität folgender 

„Währungen“ im Netz angezweifelt: Swisscoin, Onecoin, MyCryptocurrency,…. 

 

 
17. Steuerliche Geltendmachung von Straßenbaubeiträgen? 
Steuerermäßigung bei Handwerkerleistungen 

Bei Handwerkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen 

(kein Neubau!) wird auf Antrag eine Steuerermäßigung i.H.v. 20 % der Kosten (höchstens 

jedoch i.H.v. 1.200 €) gewährt. Dies gilt jedoch nur für Arbeitskosten. Kosten für Material 

sind nicht begünstigt. Weitere Voraussetzung für die steuerliche Vergünstigung ist u.a., dass 

die Handwerkerleistung im Haushalt des Auftraggebers erbracht wird. 

 
Auch Straßenbaubeiträge begünstigt? 

Fraglich ist, ob die steuerliche Vergünstigung bei Handwerkerleistungen auch auf 

Straßenbaubeiträge anzuwenden ist. Solche Beiträge werden bei den betroffenen Anwohnern 

für bestimmte Straßenbaumaßnahmen erhoben und erreichen oft mehrere tausend Euro. 

Während die Finanzverwaltung die Geltendmachung entsprechender Aufwendungen ablehnt, 

urteilen die Finanzgerichte unterschiedlich. So stützt das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 

die Rechtsauffassung der Finanzverwaltung, wohingegen das Finanzgericht Nürnberg davon 

ausgeht, dass die Steuerermäßigung auch auf Straßenbaubeiträge anwendbar ist. 

Der Bund der Steuerzahler betreibt derzeit zur Klärung der Rechtsfrage eine „Musterklage“ 

beim Finanzgericht Berlin-Brandenburg (Az.: 3 K 3130/17). 

 
Schätzung der Arbeitskosten möglich 

Da nur die Arbeitskosten steuerlich begünstigt sind, müssen diese aus der 

Handwerkerrechnung ersichtlich bzw. ermittelbar sein. Eine Schätzung der Arbeitskosten ist 

nach Auffassung der Finanzverwaltung nicht zulässig. 
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Werden die Hausanschlusskosten jedoch seitens einer Gemeinde bzw. eines Zweckverbands 

durch Bescheide über Kostenersatzbeträge festgesetzt, ist eine Schätzung nach Auffassung 

des BFHs zulässig. Hier greift also das Schätzungsverbot nicht. 

 
Empfehlung für die Praxis: 

Es ist ratsam die Kosten für die Straßenbaubeiträge – trotz der abweichenden Auffassung der 

Finanzverwaltung – bei der Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen geltend zu machen. 

Der Anteil der Arbeitskosten kann geschätzt werden. Gegen etwaige ablehnende 

Steuerbescheide sollte Einspruch eingelegt und der Ausgang des Musterverfahrens abgewartet 

werden. 
Hinweis: Wasseranschlusskosten begünstigt! 

Bezüglich der Aufwendungen für den Anschluss eines Grundstücks an zentrale Anlagen der 

Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung (Wasseranschlusskosten) hat der BFH die 

Anwendung der Steuerermäßigung bereits bejaht. Diese Kosten können unstrittig geltend 

gemacht werden. 
 
 

18. Verkäufe über Ebay, Amazon und Co./Flohmarkt – noch privat oder schon 
unternehmerisch? 

Seit Jahren boomen die Geschäfte der Online-Plattformen wie Ebay, Amazon, mobile.de oder 

myhammer.de. Immer mehr Menschen nutzen deren Angebote im Internet und bieten dort 

Waren oder Dienstleistungen an. Häufig werden Hausrat, Kleidung, Möbel, Elektronikgeräte, 

Fahrräder aber auch PKW, Schmuck, Briefmarken oder Antiquitäten angeboten. 

Mit dem Verkauf im Internet lassen teilweise gar nicht unerhebliche Nebenverdienste 

erzielen. Fraglich ist aber, in welchem Umfang dies möglich ist, ohne auch den Fiskus an den 

Einnahmen beteiligen zu müssen. 

Eine einfache allgemein gültige Antwort ist hierauf leider nicht möglich. Wie so oft 

entscheiden die konkreten Umstände des Einzelfalls. Allerdings lassen sich folgende 

Richtwerte aufstellen: 

 
Privat oder Unternehmerisch? 

Zunächst ist danach zu unterscheiden, ob die Verkäufe über die Online-Plattformen noch als 

Privatperson getätigt werden oder ob schon die Schwelle zum gewerblichen Online-Händler 

überschritten ist. Die Abgrenzung ist schwierig. Für die steuerliche Einordnung der Tätigkeit 

spielt es nämlich keine Rolle, ob die betroffene Person bei der Online-Plattform als 

professioneller Händler registriert ist oder nicht. 

Vielmehr kommt es aus steuerlicher Sicht u.a. darauf an, ob die Tätigkeit als Online-

Verkäufer nachhaltig ausgeübt wird. Dabei ist eine Reihe verschiedener (nicht abschließend 

festgelegter) Kriterien zu würdigen, die je nach dem Einzelfall in unterschiedlicher 

Gewichtung für oder gegen die Nachhaltigkeit der Einnahmeerzielung sprechen können. 

Indizien, die für eine Nachhaltigkeit können sein: 

 Wiederholungsabsicht bzw. regelmäßige Verkäufe (z.B. mehr als 10 Verkäufe pro 

Woche) 

 Höhe der erzielten Umsätze 
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 Planmäßiges Tätigwerden (z.B. Aufbau eines Online-Shops, gezielter Ankauf von 

Waren zum Wiederverkauf) 

 Dauer und Intensität der Tätigkeit 

Wer dagegen nur gelegentlich Waren im Internet anbietet – z.B. im Rahmen einer 

„Entrümpelungs-Aktion“ von Keller oder Dachboden – wird nicht nachhaltig und damit nicht 

unternehmerisch tätig. 

 

Hinweis: 

Veräußert ein Gewerbetreibender (z.B. Gastwirt) Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 

(z.B. Jukebox) über das Internet, so handelt es sich stets um ein Hilfsgeschäft zur 

gewerblichen Tätigkeit. Derartige Umsätze zählen immer zu den unternehmerischen 

Einkünften. 

 
Unternehmerische Tätigkeit 

Ist die Tätigkeit des Online-Händlers als unternehmerisch einzustufen, gelten für die 

betroffene Person die gleichen Regelungen wie bei allen anderen unternehmerischen 

Tätigkeiten. Es ist insbesondere eine Auseinandersetzung mit Einkommensteuer, 

Umsatzsteuer und Gewerbesteuer erforderlich. Hier gelten für geringe Umsätze bzw. 

Gewinne jeweils Sonderregelungen. Beispielsweise handelt es sich bei Umsätzen unter 

17.500 € im Jahr um einen sog. „Kleinunternehmer“. 

 
Private Tätigkeit 

Liegt keine nachhaltige und damit eine private Tätigkeit beim Online-Verkauf vor, so ist der 

Fiskus grundsätzlich nicht an den Einkünften zu beteiligen.  

Etwas anderes gilt jedoch, zwischen Anschaffung und Verkauf der Gegenstände nicht mehr 

als ein Jahr beträgt. In diesem Fall liegen aus steuerlicher Sicht „sonstige Einkünfte“ in Form 

von privaten Veräußerungsgeschäften vor. Allerdings ist gewährt der Gesetzgeber bei 

derartigen Einkünften für den Veräußerungsgewinn(!) eine jährliche Freigrenze von 600 €. 

Die Veräußerung von Gegenständen des täglichen Gebrauchs ist ohnehin von dieser Form der 

Besteuerung ausgenommen. 

 
Fazit: 

Vor allem wer regelmäßig Waren über das Internet verkauft und vielleicht sogar Waren zu 

diesem Zweck ankauft, sollte sich über die steuerliche Einordnung der hierdurch erzielten 

Einkünfte Gedanken machen. Die Finanzverwaltung ist Steuersündern in diesem Bereich 

jedenfalls nicht nur durch individuelle Ermittlungsmaßnahmen, sondern auch durch spezielle 

Softwareprogramme und offiziellen Auskunftsersuchen an die Online-Plattformen auf der 

Spur. 

19. Tipp beim Kauf bebauter Grundstücke: Kaufpreis gleich beim Notar aufteilen 

Schätzung seitens der Finanzverwaltung 

Wird ein bebautes Grundstück erworben und anschließend zur Einkunftserzielung genutzt 

(z.B. Vermietung und Verpachtung), können die Anschaffungskosten – soweit sie auf das 

erworbene Gebäude entfallen – im Wege der Abschreibung steuerlich geltend gemacht 
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werden. Soweit der Kaufpreis auf den erworbenen Grund und Boden entfällt, scheidet eine 

steuermindernde Berücksichtigung dagegen aus. 

Seit einiger Zeit verwenden die Finanzämter zur Ermittlung des Kaufpreisanteils, der auf das 

Gebäude entfällt, ein standardisiertes  Schätzungsverfahren. Dazu werden bestimmte 

Parameter (z.B. Art des Gebäudes, Baujahr, etc.) in eine– bundesweit abgestimmte – Excel-

Vorlage eingeben. Die so ermittelten Werte für das Gebäude fallen häufig überraschend 

niedrig und damit zu Gunsten des Finanzamts aus. 

 

 

Hinweis: 

Die erwähnte Excel-Vorlage ist auf der Webseite des Bundesministeriums der Finanzen frei 

abrufbar. 

 
Widerlegung der Schätzung schwierig 

Eine Abkehr von den so ermittelten Werten lässt die Finanzverwaltung i.d.R. nur zu, wenn ein 

entsprechendes Sachverständigengutachten vorgelegt wird. Ohne ein solches 

(kostenpflichtiges) Gutachten sind Auseinandersetzungen über den „richtigen“ Gebäudewert 

an der Tagesordnung. 

Hinweis: 

Richtigerweise kann im Einzelfall aber auch ohne Gutachten die mittels Excel-Vorlage 

durchgeführte Schätzung der Finanzverwaltung angegriffen werden. Dazu muss jedoch im 

Detail dargelegt werden, welcher Rechenschritt bzw. welche Annahme, die hinter dem 

Rechenschritt steht, im konkreten Einzelfall unangebracht bzw. fehlerhaft ist. 

 
Ausweg: Kaufpreisaufteilung vorab im Notarvertrag 

Wer die o.g. Streitereien vermeiden will, sollte bereits vorab – d.h. direkt im notariellen 

Kaufvertrag über die Immobilie – eine Aufteilung des Gesamtkaufpreises vornehmen. 

Bestimmen Verkäufer und Käufer, welcher Anteil des Kaufpreises auf das Gebäude bzw. den 

Grund und Boden entfällt, so kommt die Finanzverwaltung an einer solchen (zwischen 

unabhängigen Dritten vorgenommenen) Kaufpreisaufteilung nicht vorbei. Dies hat der BFH 

bereits bestätigt. Die notarielle Vereinbarung ist bindend und zwingend der Besteuerung 

zugrunde zu legen. 

Nur in krassen Ausnahmefällen steht es der Finanzverwaltung zu, eine abweichende 

Aufteilung vorzunehmen. 

Hinweis: 

Im Übrigen kann im Notarvertrag auch festgehalten werden, in welchem Umfang der 

Kaufpreis auf etwaiges Mobiliar (z.B. Küche) oder die Instandhaltungsrücklage entfällt. Da 

auf diese Kaufpreisanteile keine Grunderwerbsteuer anfällt, kann so die Steuerbelastung 

gemindert werden. 
 
 
20. Belege zur Steuererklärung 

Aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens ab dem 

Veranlagungszeitraum 2017 ist die bisherige Belegvorlagepflicht in eine Belegvorhaltepflicht 

vom Gesetzgeber umgewandelt worden. Dies bedeutet, dass ab 2017 erst einmal keine Belege 

mehr eingereicht werden müssen. Das Finanzamt hat aber das Recht, Belege individuell 

anzufordern. In der Praxis bedeutet dies: Wir benötigen ja zum Erstellen der 
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Einkommensteuererklärung die Belege und entweder wir behalten diese ganzen Belege in 

unserer Kanzlei zurück oder wir scannen diese Belege und halten diese in einer virtuellen 

Cloud vor oder wir senden diese Belege an unsere Mandantschaft zurück und müssen dann 

diese gesondert wieder anfordern, wenn das Finanzamt die Belege benötigt. Im Endeffekt 

wird nichts moderner, nichts einfacher und nichts digitaler für uns, sondern nur für die 

Finanzverwaltung. Wir müssen die Erklärungen elektronisch einreichen, dann läuft beim 

Finanzamt das sogenannte Risikomanagementsystem drüber und dann erst entscheidet das 

Finanzamt ob Belege benötigt werden oder nicht. Das Finanzamt ist deshalb mit den Belegen 

nicht konfrontiert, kann sich entspannt zurücklehnen und den Computer die Arbeit machen 

lassen. Umgekehrt, müssen wir aus unserer Kanzlei entweder eine Belegmüllhalde machen 

oder eine virtuelle Cloud-Müllhalde vorhalten oder aber erneut auf unsere Mandanten 

zurückgreifen und Belege anfordern, die das Finanzamt bei uns angefordert hat. Das Ganze ist 

ein Unding. Die Finanzverwaltung ist sofort auf diesen Zug aufgesprungen und bei den 

Belegrücksendungen 2017 heißt es wörtlich: „ Ab 2017 müssen grundsätzlich keine Belege 

mehr eingereicht werden. Werden dennoch Belege benötigt, so fordert das Finanzamt diese 

an. Aus organisatorischen Gründen kann es daher sein, dass Belege, die Sie zur 

Steuererklärung eingereicht haben, zunächst ungeprüft zurückgesandt und später wieder 

angefordert werden.“ Das Ganze ist schlichtweg eine Unverschämtheit, führt so oder so zu 

Mehrarbeit in den Steuerkanzleien und diese „Modernisierung“ kostet Zeit, Geld und Nerven, 

führt aber dazu, das beim Finanzamt Kapazitäten frei werden, die dann dazu ggf. genutzt 

werden die Steuerbürger eingehender zu überprüfen, natürlich im Interesse der 

Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des gesetzlichen Auftrags? Die Bürokratieentlastung 

erfolgt also nur beim Finanzamt auf unsere Kosten. 

Es bleibt abzuwarten, wie das Finanzamt mit diesen „gesetzlichen Freibrief“ umgeht. 

 
21 Löhne 

Für hunderte von Arbeitnehmer fertigen wir – meist pünktlich – die Lohnabrechnungen. Das 

Zusammenspiel von Mandanteninformation – Lohnerstellung – Krankenkassen – 

Berufsgenossenschaft – Lohnsteuerprüfer - Sozialversicherungsprüfer – Finanzamt 

Arbeitgeberstelle – Arbeitsamt – Ausländerämter – Künstlersozialkasse - wird immer 

komplizierter, aber auch immer digitaler. 

Wir sind dabei Ihr kompetenter Ansprechpartner und aus dem nachfolgenden 

Dienstleistungskatalog (s. Anhang) können Sie detailliert unsere Leistungen, aber auch unsere 

Honorare ersehen. Der Dienstleistungskatalog Lohn soll auch zur Transparenz unserer Arbeit 

beitragen und Ihr Verständnis dafür verschärfen, welcher „Rattenschwanz“ am Lohn 

dranhängt. 
 

 

22 In eigener Sache 

 

Rosenmontag und Faschingsdienstag ist unsere Kanzlei geschlossen. 

 

Frau Steuerberaterin Gerlach (früher Wegerer) und Frau Porsche sind derzeit in Mutterschutz, 

dann in Elternzeit. Wir wünschen den werdenden Müttern und den neuen Familien das Beste. 

Neu in der Kanzlei angefangen haben Frau Schmatz und Frau Schmidt; beide sind versierte 

und erfahrene Steuerfachangestellte mit viel Berufserfahrung. Bei Gelegenheit werden sie 

sich bei den Mandanten, die sie betreuen, vorstellen. 
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23.Dienstleistungskatalog
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